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BFH: Erneute EUGH-Vorlage sowie Folgeurteil zur umsatzsteuerrechtlichen Organschaft

Mit seinen Urteilen vom 01.12.2022 (C-141/20 und C-269/20) stufte der EUGH die deutschen Re-
gelungen zur umsatzsteuerrechtlichen Organschaft teilweise als unionsrechtswidrig ein, besta-
tigte aber auch die RechtmaRigkeit der Folgewirkungen, die sich aus dem Vorliegen einer Organ-
schaft ergeben. Unklarheiten resultierten hingegen aus den Aussagen des EUGH zur umsatzsteuer-
lichen Behandlung von Leistungen zwischen den Gesellschaften des Organkreises, sog. Innenum-
satze (vgl. TAX WEEKLY # 43/2022). Mit zwei Entscheidungen hat der BFH nun auf diese EuGH-
Urteile reagiert.

Mit dem Beschluss vom 26.01.2023 (VR 20/22 (V R 40/19)) legt der BFH dem EuGH - im unmit-
telbaren Anschluss an dessen Entscheidung - erneut die Frage zur umsatzsteuerrechtlichen Be-
handlung von sog. Innenumsatzen vor. Nach gefestigter BFH-Rechtsprechung und der unstreiti-
gen Finanzverwaltungsauffassung sollen solche Umsatze zwischen den Mitgliedern einer Organ-
schaft gerade deshalb nicht der Umsatzsteuer unterliegen, weil die Organgesellschaft als "unselb-
standiger" Teil im Gesamtunternehmen des Ubergeordneten Organtragers angesehen wird. Zwei-
fel an dieser Betrachtung ergeben sich fir den BFH aber daraus, dass der EUGH die Organgesell-
schaft als selbstandig ansieht und die Organschaft nach seiner Rechtsprechung nicht zur Gefahr
von Steuerverlusten fUhren darf. Letzteres kdnnte - verglichen mit einer Besteuerung von In-
nenumsatzen - zu bejahen sein, wenn der die Leistung von der Organgesellschaft beziehende Or-
gantrager nicht oder nur anteilig zum Vorsteuerabzug berechtigt ist.

Mit der anderen Folgeentscheidung, seinem Urteil vom 18.01.2023 (XI R 29/22 (XI R 16/18)), halt
der BFH zunachst fest, dass die sich aus § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG ergebende Steuerschuldnerschaft
des Organtragers fir die Umséatze der Organschaft - nunmehr durch den EuGH bestatigt - als uni-
onsrechtskonform anzusehen ist. Die weiteren Anforderungen des EuGH an die ,Geeignetheit"
des Organtragers als Vertreter des Organkreises, die Willensdurchsetzung bei den Organgesell-
schaften sowie den Ausschluss der Gefahr von Steuerverlusten, entsprechen der derzeitigen
Rechtslage und Anwendungspraxis in Deutschland.

Der BFH andert aber seine Rechtsprechung zur finanziellen Eingliederung im Hinblick auf das Kri-
terium der Willensdurchsetzung. Nach Auffassung des EuGH ist zur Verwirklichung der finanziellen
Eingliederung in Fallen einer Mehrheitsbeteiligung des Organtragers an der Organgesellschaft
nicht auch noch zusatzlich eine Stimmrechtsmehrheit erforderlich. Der EUGH widerspricht damit
der derzeitigen Finanzverwaltungsauffassung, vgl. Abschn. 2.8 Abs. 5 UStAE. Dennoch halt der
BFH diesbezUglich grundsatzlich an seiner bisherigen Auffassung insoweit fest, als die Organ-
schaft eine Mehrheit der Stimmrechte des Organtriagers an der Organgesellschaft erfordert. Im
Hinblick auf die vom EuGH skizzierte Willensdurchsetzung ohne Stimmrechtsmehrheit stellt der
BFH aber klar, dass die Merkmale der finanziellen, wirtschaftlichen und organisatorischen Einglie-
derung nicht gleichermallen stark ausgepragt sein mUssen. Trete eines der drei Merkmale einer
Eingliederung weniger stark in Erscheinung, soll dies der Annahme einer Organschaft nicht entge-
genstehen, sofern sich die Eingliederung deutlich bei den anderen beiden Merkmalen zeigt. Bezo-
gen auf die mit der finanziellen Eingliederung verbundene Willensdurchsetzung erscheint es dem
BFH daher gerechtfertigt, eine Mehrheitsbeteiligung trotz Stimmrechten von nur 50 % als ledig-
lich schwacher ausgepragte finanzielle Eingliederung anzusehen, wenn sie durch eine Perso-
nenidentitat in den Geschaftsflhrungsorganen von Organtrager und Organgesellschaft und somit
eine besonders stark ausgepragte organisatorische Eingliederung ausgeglichen werde. Der Or-
gantrager kdnne seinen Willen bei der laufenden Geschaftsfihrung der Organgesellschaft weiter-
hin durchsetzen und mit Hilfe seiner Stimmrechte in Hohe von 50 % eine abweichende Weisung
durch die Gesellschafterversammlung verhindern.
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Die Organschaft bleibt somit auch im Anschluss an diese Urteile eine streitbefangene Materie, an-
gereichert durch augenscheinlich immer wieder neue Fragestellungen, die aus der Rechtspre-
chung von BFH und EuGH resultieren. Inwiefern die vom BFH explizit abgelehnte Organschaft zwi-
schen Schwestergesellschaften (ohne Einbeziehung des gemeinsamen Gesellschafters) der Auf-
fassung des EUGH entspricht, wonach der Unionsgesetzgeber die Mehrwertsteuergruppe nicht
nur den Einheiten vorbehalten wollte, die in einem Unterordnungsverhaltnis zum Organtrager der
betreffenden Unternehmensgruppe stehen, bleibt fraglich.

Sollte der EUGH im Zuge des Vorlageverfahrens entscheiden, dass Innenumsatze entgegen der
standigen BFH-Rechtsprechung steuerbar sind, hatte dies weitreichende Folgen. Umsatzsteuer-
rechtlich dient die Organschaft als Gestaltungsinstrument fir Unternehmer, die nicht zum vollen
Vorsteuerabzug berechtigt sind (z.B. Banken und Versicherungen). Nichtabziehbare Vorsteuerbe-
trage lassen sich bislang fur derartige Unternehmen dadurch vermeiden, dass sie mit Dienstleis-
tern Organschaften begrinden, so dass die bezogenen Leistungen nicht steuerbar sind.
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Alle am 23.03.2023 veroffentlichten Entscheidungen des BFH (V)

Aktenzeichen Entscheidungs- | Stichwort
datum

VR20/22 (VR

40/19 26.01.2023 Organschaft: Erneute EUGH-Vorlage

XIR29/22 (XIR Organschaft: Steuerschuldner und finanzielle Eingliede-
18.01.2023

16/18) rung

VIR 16/19 13.12.2029 Verfahrepsrechtllche Moglichkeiten zur Korrektur des Zins-

laufs in einer Zinsberechnung

VIIR 6/22 (VIIR Tarifierung von Vanille-Oleoresin und der Aromenbegriff
27.09.2022 . .

44,/18) im Branntweinsteuerrecht

Alle am 23.03.2023 veroffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)

Aktenzeichen Entscheidungs- | Stichwort
datum

Teilweise inhaltsgleich mit Beschluss des BFH vom

VIB 31/22 09.03.9023 28.10.2022 VI B 15/22 (AdV) - AdV-Verfahren: Keine ernst-
(AdV) T lichen Zweifel an der Verfassungsmaligkeit der Hohe der

Saumniszuschlage

Veranlagung bei Bezug von EinkUnften aus nichtselbstan-

VIB 4/22 07.03.20236 diger Arbeit

Zu den Darlegungsanforderungen bei Geltendmachung
VI B 9/22 07.03.2023 der Verfassungswidrigkeit der 1 %-Regelung bei Ge-
winnermittlern nach § 4 Abs. 3 EStG

Uberfihrung sichergestellter Alkoholerzeugnisse in das Ei-

1B 204/21 22.02.202
Y & 02.2023 gentum des Bundes
VIl S 80/22 22.02.2023 Beiordnung eines Notanwalts
VIR 41/20 12.01.2023 Ausbildung zum Rettungshelfer als Berufsausbildung
VI R 41/19 13.12.9022 Zollaussetzung betreffend Vorderradgabeln fir die Fahr-
radherstellung
Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom
VIIR7/22 (VIR 97 09.9029 27.09.2022 VIR 6/22 (VII R 44/18) - Tarifierung von Va-
45/18) T nille-Oleoresin und der Aromenbegriff im Branntweinsteu-
errecht
Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom
VIIR 8/22 (VIIR 97.09.9022 27.09.2022 VI R 6/22 (VII R 44/18) - Tarifierung von Va-
4L6/18) T nille-Oleoresin und der Aromenbegriff im Branntweinsteu-

errecht
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Aktenzeichen

VIIR 9/22 (VIIR
47/18)

VIIR 10/22 (VI
R 48/18)

VIIR11/22 (VI
R 49/18)

VIIR 12/22 (VI
R 50/18)

VIIR 13/22 (VI
R 51/18)

VIIR 14/22 (VI
R 52/18)

VIIR15/22 (VI
R 53/18)

VIIR16/22 (VI
R 54/18)

Entscheidungs-
datum

27.09.2022

27.09.2022

27.09.2022

27.09.2022

27.09.2022

27.09.2022

27.09.2022

27.09.2022

wTis

Stichwort

Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom
27.09.2022 VII R 6/22 (VII R 44/18) - Tarifierung von Va-
nille-Oleoresin und der Aromenbegriff im Branntweinsteu-
errecht

Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom
27.09.2022 VII R 6/22 (VII R 44/18) - Tarifierung von Va-
nille-Oleoresin und der Aromenbegriff im Branntweinsteu-
errecht

Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom
27.09.2022 VII R 6/22 (VII R 44/18) - Tarifierung von Va-
nille-Oleoresin und der Aromenbegriff im Branntweinsteu-
errecht

Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom
27.09.2022 VII R 6/22 (VII R 44/18) - Tarifierung von Va-
nille-Oleoresin und der Aromenbegriff im Branntweinsteu-
errecht

Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom
27.09.2022 VII R 6/22 (VII R 44/18) - Tarifierung von Va-
nille-Oleoresin und der Aromenbegriff im Branntweinsteu-
errecht

Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom
27.09.2022 VIR 6/22 (VII R 44/18) - Tarifierung von Va-
nille-Oleoresin und der Aromenbegriff im Branntweinsteu-
errecht

Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom
27.09.2022 VII R 6/22 (VII R 44/18) - Tarifierung von Va-
nille-Oleoresin und der Aromenbegriff im Branntweinsteu-
errecht

Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom
27.09.2022 VII R 6/22 (VII R 44/18) - Tarifierung von Va-
nille-Oleoresin und der Aromenbegriff im Branntweinsteu-
errecht
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BFH Bundesfinanzhof

EuGH-Vorlage vom 26. Januar 2023,V R 20/22 (V R 40/19)

Organschaft: Erneute EuGH-Vorlage
ECLI:DE:BFH:2023:VE.260123.VR20.22.0
BFH V. Senat

UStG § 2 Abs 2 Nr 2, EWGRL 388/77 Art 2 Nr 1, EWGRL 388/77 Art 4 Abs 4 UAbs 2, UStG & 1, AEUV Art 267, UStG VZ
2005

vorgehend Niedersachsisches Finanzgericht, 16. Oktober 2019, Az: 5 K 309/17

Leitsatze

Dem EuGH werden folgende Fragen zur Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17.05.1977 zur Harmonisierung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten Uber die Umsatzsteuern - Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (Richtlinie 77/388/EWG) zur Vorabentscheidung vorgelegt:

1. Fuhrt die Zusammenfassung mehrerer Personen zu einem Steuerpflichtigen nach Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der
Richtlinie 77/388/EWG dazu, dass entgeltliche Leistungen zwischen diesen Personen nicht dem Anwendungsbereich der
Mehrwertsteuer nach Art. 2 Nr. 1 dieser Richtlinie unterliegen?

2. Unterliegen entgeltliche Leistungen zwischen diesen Personen jedenfalls dann dem Anwendungsbereich der
Mehrwertsteuer, wenn der Leistungsempfanger nicht (oder nur teilweise) zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, da
ansonsten die Gefahr von Steuerverlusten besteht?

Tenor

I. Dem Gerichtshof der Europaischen Union werden folgende Fragen zur Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom
17.05.1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten lber die Umsatzsteuern - Gemeinsames
Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (Richtlinie 77/388/EWG) zur
Vorabentscheidung vorgelegt:

1. Fuhrt die Zusammenfassung mehrerer Personen zu einem Steuerpflichtigen nach Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der
Richtlinie 77/388/EWG dazu, dass entgeltliche Leistungen zwischen diesen Personen nicht dem Anwendungsbereich der
Mehrwertsteuer nach Art. 2 Nr. 1 dieser Richtlinie unterliegen?

2. Unterliegen entgeltliche Leistungen zwischen diesen Personen jedenfalls dann dem Anwendungsbereich der
Mehrwertsteuer, wenn der Leistungsempfanger nicht (oder nur teilweise) zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, da
ansonsten die Gefahr von Steuerverlusten besteht?

II. Das Revisionsverfahren wird bis zur Entscheidung des Gerichtshofs der Europaischen Union ausgesetzt.

Tatbestand

1 Die Klagerin und Revisionsbeklagte (Kldagerin) ist eine Stiftung 6ffentlichen Rechts. Sie ist Tragerin einer
Universitat, die auch einen Bereich Universitatsmedizin unterhalt. Die Klagerin erbringt als Steuerpflichtige im
Sinne (i.S.) von Art. 4 Abs. 1 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17.05.1977 zur Harmonisierung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten uber die Umsatzsteuern - Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (Richtlinie 77/388/EWG) im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Tatigkeit
Dienstleistungen gegen Entgelt i.S. von Art. 2 Nr. 1 dieser Richtlinie. Soweit die entgeltlichen Dienstleistungen auf
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den Krankenhausbetrieb entfallen, sind sie entsprechend Art. 13 Teil A Buchst. b der Richtlinie 77/388/EWG
steuerfrei. Zugleich nimmt die Klagerin als juristische Person des 6ffentlichen Rechts (Einrichtung des 6ffentlichen
Rechts) hoheitliche Aufgaben wahr, fir die sie gemaR Art. 4 Abs. 5 der Richtlinie 77/388/EWG nicht als
Steuerpflichtige gilt.

Die Klagerin ist entsprechend einer verbindlichen Auskunft, die der Beklagte und Revisionsklager (Finanzamt
EIFARI) gemafs § 89 Abs. 2 der Abgabenordnung (AO) erteilt hat, nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Umsatzsteuergesetzes
(UStG) Organtragerin der U-GmbH.

Die U-GmbH erbrachte im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Tatigkeit i.S. von Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 77/388/EWG
fur die Klagerin gegen Entgelt Reinigungs-, Hygiene- und Waschereileistungen sowie
Patiententransportdienstleistungen. Die Reinigungsleistungen erbrachte die U-GmbH in den Raumen der Klagerin.
Sie umfassten den gesamten Gebaudekomplex des Bereichs Universitatsmedizin, zu dem neben Patientenzimmern,
Fluren, Operationssalen auch Horsale und Labore gehoren. Wahrend der eigentliche Krankenhausbereich der
Versorgung der Patienten diente und damit dem wirtschaftlichen Tatigkeitsbereich der Klagerin zuzuordnen war, in
dem sie als Steuerpflichtige handelt, wurden die Horsale, Labore und andere Raume fiir die Ausbildung der
Studierenden und damit fur den hoheitlichen Bereich der Klagerin genutzt, fir den sie nicht als Steuerpflichtige
gilt. Der Anteil des hoheitlichen Bereichs der zu reinigenden Flache betrug 7,6 % der Gesamtflache. Die U-GmbH
erhielt fur ihre Dienstleistungen von der Klagerin im Jahr 2005 (Streitjahr) eine Vergltung von insgesamt ... €.

Im Anschluss an eine Auf3enpriifung ging das FA in einem geanderten Umsatzsteuerbescheid 2005 vom 03.11.2015
davon aus, dass es sich bei den Betrieben der Klagerin um ein einheitliches Unternehmen handelt, fiir das nur eine
Umsatzsteuererklarung abzugeben und dementsprechend nur ein Umsatzsteuerbescheid zu erteilen sei. Das FA sah
dabei die von der U-GmbH fir die Klagerin erbrachten Reinigungsleistungen als Umsatze an, die innerhalb der
zwischen der Klagerin und der U-GmbH bestehenden Organschaft erbracht und damit nichtsteuerbar waren. Soweit
jedoch die Reinigungsleistungen fur den Hoheitsbereich der Klagerin erfolgten, dienten sie einer
unternehmensfremden Tatigkeit und losten eine unentgeltliche Wertabgabe gemaf & 3 Abs. 9a Nr. 2 UStG (Art. 6
Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 77/388/EWG) bei der Klagerin aus. Demgemaf’ ging das FA unter Beruicksichtigung
des auf den Hoheitsbereich entfallenden Flachenanteils von 7,6 % davon aus, dass von der Gesamtvergiitung fur die
von der U-GmbH an die Klagerin erbrachten Reinigungsleistungen ein Teilbetrag in Hohe von ... € auf die Reinigung
der hoheitlich genutzten Flachen entfiel. Abzuiglich eines Gewinnzuschlags, den das FA mit ... € bezifferte,
errechnete es eine Bemessungsgrundlage fir die unentgeltliche Wertabgabe in Hohe von ... € und damit eine um

... € hohere Umsatzsteuer. Der hiergegen eingelegte Einspruch blieb ohne Erfolg.

Demgegenuber gab das Finanzgericht (FG) mit seinem in Entscheidungen der Finanzgerichte 2020, 881
veroffentlichten Urteil der Klage statt. Nach seinem Urteil liegt eine Organschaft vor, die zur Zusammenfassung von
Klagerin als Organtragerin und U-GmbH als Organgesellschaft zu einem Unternehmen fuhrt. Diese Organschaft
erstrecke sich auch auf den Hoheitsbereich der Klagerin. Die Voraussetzungen einer unentgeltlichen Wertabgabe
nach & 3 Abs. 9a Nr. 2 UStG lagen aber nicht vor. Hiergegen wendet sich das FA mit seiner Revision.

Der Senat hat im Revisionsverfahren das Verfahren ausgesetzt und mit Beschluss vom 07.05.2020 - V R 40/19
(Sammlung der Entscheidungen des Bundesfinanzhofs EESBFHEEIE 270, 166; im Folgenden: erstes
Vorabentscheidungsersuchen) zwei Fragen dem Gerichtshof der Europaischen Union (EuGH) zur Vorabentscheidung
vorgelegt. Hierauf hat der EUGH mit seinem Urteil Finanzamt T vom 01.12.2022 - C-269/20 (EU:C:2022:944) wie
folgt geantwortet:

"1. Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der [Richtlinie 77/388/EWG] ist dahin auszulegen, dass er es
einem Mitgliedstaat nicht verwehrt, zum einzigen Steuerpflichtigen einer Gruppe von
Personen, die zwar rechtlich unabhangig, aber durch gegenseitige finanzielle, wirtschaftliche
und organisatorische Beziehungen eng miteinander verbunden sind, den Organtrager dieser
Gruppe zu bestimmen, wenn dieser in der Lage ist, seinen Willen bei den anderen Mitgliedern
dieser Gruppe durchzusetzen, und unter der Voraussetzung, dass diese Bestimmung nicht zur
Gefahr von Steuerverlusten flhrt.

2. Das Unionsrecht ist dahin auszulegen, dass im Fall einer Einheit, die die einzige
Steuerpflichtige einer Gruppe von Personen ist, die zwar rechtlich unabhangig, aber durch
gegenseitige finanzielle, wirtschaftliche und organisatorische Beziehungen eng miteinander
verbunden sind, und die zum einen wirtschaftliche Tatigkeiten ausibt, fir die sie der Steuer
unterliegt, und zum anderen Tatigkeiten im Rahmen der Wahrnehmung hoheitlicher
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Aufgaben, fir die sie gemaf Art. 4 Abs. 5 der [Richtlinie 77/388/EWG] nicht als
mehrwertsteuerpflichtig gilt, die Erbringung einer Dienstleistung im Zusammenhang mit
dieser hoheitlichen Tatigkeit durch ein Mitglied dieser Gruppe nicht gemaR Art. 6 Abs. 2
Buchst. b dieser Richtlinie besteuert werden darf."

7  Die Beteiligten hatten Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Kldgerin sieht sich durch das EuGH-Urteil Finanzamt T
(EU:C:2022:944) in ihrer Rechtsauffassung bestatigt. Sie weist zudem darauf hin, dass eine richtlinienkonforme
Auslegung des nationalen Rechts in der Weise, dass Leistungen der Organgesellschaft an den Organtrdger steuerbar
seien, ausgeschlossen sei. Das FA wendet sich gegen die Ausfiihrungen des EuGH zur Entnahmebesteuerung.

Entscheidungsgrunde

I.

8  Der Senat legt dem EuGH die in dem Tenor bezeichneten Fragen zur Auslegung des Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der
Richtlinie 77/388/EWG vor und setzt das Verfahren bis zur Entscheidung durch den EuGH aus.

9 1. Rechtlicher Rahmen

10 a) Unionsrecht

11 Art. 2 der Richtlinie 77/388/EWG bestimmte:

"Der Mehrwertsteuer unterliegen:
1. Lieferungen von Gegenstanden und Dienstleistungen, die ein Steuerpflichtiger als solcher im Inland gegen
Entgelt ausfuhrt; ..."

12 Art. 4 der Richtlinie 77/388/EWG sah vor:

"(1) Als Steuerpflichtiger gilt, wer eine der in Absatz 2 genannten wirtschaftlichen Tatigkeiten selbstandig und
unabhangig von ihrem Ort ausubt, gleichglltig zu welchem Zweck und mit welchem Ergebnis.

(4) Der in Absatz 1 verwendete Begriff 'selbstandig’ schlief3t die Lohn- und Gehaltsempfanger und sonstige
Personen von der Besteuerung aus, soweit sie an ihren Arbeitgeber durch einen Arbeitsvertrag oder ein sonstiges
Rechtsverhaltnis gebunden sind, das hinsichtlich der Arbeitsbedingungen und des Arbeitsentgelts sowie der
Verantwortlichkeit des Arbeitgebers ein Verhaltnis der Unterordnung schafft.

Vorbehaltlich der Konsultation nach Artikel 29 steht es jedem Mitgliedstaat frei, im Inland ansassige Personen, die
zwar rechtlich unabhdngig, aber durch gegenseitige finanzielle, wirtschaftliche und organisatorische Beziehungen
eng miteinander verbunden sind, zusammen als einen Steuerpflichtigen zu behandeln. ..."

13 Art. 13 Teil A Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 77/388/EWG regelte:

"Unbeschadet sonstiger Gemeinschaftsvorschriften befreien die Mitgliedstaaten unter den Bedingungen, die sie zur
Gewahrleistung einer korrekten und einfachen Anwendung der nachstehenden Befreiungen sowie zur Verhutung
von Steuerhinterziehungen, Steuerumgehungen und etwaigen Missbrauchen festsetzen, von der Steuer:

b) die Krankenhausbehandlung und die arztliche Heilbehandlung sowie die mit ihnen eng verbundenen Umsatze,
die von Einrichtungen des offentlichen Rechts ... durchgeflihrt beziehungsweise bewirkt werden; ..."

14 Art. 17 Abs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG sah vor:

"Soweit die Gegenstande und Dienstleistungen flr Zwecke seiner besteuerten Umsatze verwendet werden, ist der
Steuerpflichtige befugt, von der von ihm geschuldeten Steuer folgende Betrage abzuziehen:
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16
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23

a) die geschuldete oder entrichtete Mehrwertsteuer fir Gegenstande und Dienstleistungen, die ihm von einem
anderen Steuerpflichtigen geliefert wurden oder geliefert werden bzw. erbracht wurden oder erbracht werden, ..."

b) Nationales Recht
§ 2 Abs. 2 UStG bestimmt:
"Die gewerbliche oder berufliche Tatigkeit wird nicht selbstandig ausgeubt,

1. soweit natirliche Personen, einzeln oder zusammengeschlossen, einem Unternehmen so eingegliedert sind, dass
sie den Weisungen des Unternehmers zu folgen verpflichtet sind,

2. wenn eine juristische Person nach dem Gesamtbild der tatsachlichen Verhaltnisse finanziell, wirtschaftlich und
organisatorisch in das Unternehmen des Organtrdgers eingegliedert ist (Organschaft). Die Wirkungen der
Organschaft sind auf Innenleistungen zwischen den im Inland gelegenen Unternehmensteilen beschrankt. Diese
Unternehmensteile sind als ein Unternehmen zu behandeln. ..."

§ 4 UStG regelte:

“Von den unter & 1 Abs. 1 Nr. 1 fallenden Umsatzen sind steuerfrei:

16. die mit dem Betrieb der Krankenhauser ... eng verbundenen Umsatze, wenn
a) diese Einrichtungen von juristischen Personen des offentlichen Rechts betrieben werden ..."
§ 15 Abs. 2 UStG sieht vor:

"Vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen ist die Steuer fir die Lieferungen, die Einfuhr und den
innergemeinschaftlichen Erwerb von Gegenstanden sowie fur die sonstigen Leistungen, die der Unternehmer zur
Ausflihrung folgender Umsatze verwendet:

1. steuerfreie Umsatze; ..."
2. Erforderlichkeit eines zweiten Vorabentscheidungsersuchens
a) Erstes und zweites Vorabentscheidungsersuchen

Das zweite Vorabentscheidungsersuchen in diesem Rechtsstreit bezieht sich auf entgeltliche Leistungen zwischen
den Personen, die i.S. von Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG eng miteinander verbunden sind und
damit auf Umsatze zwischen Mitgliedern einer Mehrwertsteuergruppe (sogenannte Innenumsatze). Zu entscheiden
ist, ob derartige Innenumsatze dem Anwendungsbereich der Steuer i.S. von Art. 2 Nr. 1 der Richtlinie 77/388/EWG
unterliegen und sie daher steuerbar sind oder ob sie dem Anwendungsbereich nicht unterliegen und sie daher als
nicht steuerbar anzusehen sind.

Durch das erste Vorabentscheidungsersuchen war zu klaren, ob die nationale Regelung zur Organschaft uberhaupt
unionsrechtskonform ist und ob es zu einer Entnahmebesteuerung kommt. Dabei hatte der Senat zugrunde gelegt,
dass Innenumsatze nicht dem Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer unterliegen und daher nicht steuerbar sind.
Dies entsprach seiner standigen Rechtsprechung (vergleiche EEdvgl.B88 zum Beispiel EdEdz.B.B4M Urteil des
Bundesfinanzhofs REBFHE vom 17.07.1952 - V 17/52 S, BFHE 56, 604, Bundessteuerblatt EE4BStBIEE |11 1952,
234), an der er bis zuletzt festgehalten hat (vgl. z.B. BFH-Urteil vom 15.12.2016 - V R 14/16, BFHE 256, 562, BStBL II
2017, 600, Randziffer EEIRZzEIM 17).

Auf dieser Grundlage war durch das erste Vorabentscheidungsersuchen zu klaren, ob die nationale Regelung zur
Organschaft iberhaupt unionsrechtskonform ist und ob es zu einer Entnahmebesteuerung kommt. Nachdem der
EuGH diese Fragen in seinem Urteil Finanzamt T (EU:C:2022:944) geklart hat und der Senat im Hinblick auf dieses
Urteil davon ausgeht, dass die nationale Regelung zur Organschaft dem Grunde nach unionsrechtskonform ist und
es im Streitfall zu keiner Entnahmebesteuerung kommt, stellen sich aber aufgrund der EuGH-Urteile Norddeutsche
Gesellschaft fiir Diakonie vom 01.12.2022 - C-141/20 (EU:C:2022:943) und Finanzamt T (EU:C:2022:944) nunmehr
die jetzigen Vorlagefragen, mit denen fiir den Streitfall zu klaren ist, ob Innenumsatze entgegen der standigen BFH-
Rechtsprechung dem Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer unterliegen und damit steuerbar sind.
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Danach bezieht sich das zweite Vorabentscheidungsersuchen auf andere Fragen als das erste
Vorabentscheidungsersuchen (vgl. zu den Voraussetzungen eines erneuten Vorabentscheidungsersuchens in
derselben Rechtssache EuGH-Urteil Consorzio Italian Management e Catania Multiservizi vom 06.10.2021 - C-
561/19, EU:C:2021:799, Antwort, Rz 33, 38 und 41).

b) Zur ersten Vorlagefrage

Zweifel daran, ob die Zusammenfassung mehrerer Personen zu einem Steuerpflichtigen nach Art. 4 Abs. 4
Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG dazu flhrt, dass entgeltliche Leistungen zwischen diesen Personen nicht
dem Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer nach Art. 2 Nr. 1 dieser Richtlinie unterliegen, ergeben sich aus dem
EuGH-Urteil Norddeutsche Gesellschaft fur Diakonie (EU:C:2022:943).

Ausgehend von der Feststellung, dass i.S. von Art. 2 Nr. 1 der Richtlinie 77/388/EWG "eine Leistung nur dann
steuerbar [ist], wenn zwischen dem Leistenden und dem Leistungsempfanger ein Rechtsverhaltnis besteht” (EuGH-
Urteil Norddeutsche Gesellschaft fur Diakonie, EU:C:2022:943, Rz 77), ist zur "Klarung der Frage, ob ein solches
Rechtsverhaltnis zwischen einem Mitglied einer Mehrwertsteuergruppe und den anderen Mitgliedern dieser Gruppe
einschlieBlich ihres Organtragers besteht, so dass die von diesem Mitglied erbrachten Leistungen der
Mehrwertsteuer unterliegen, ... zu untersuchen, ob dieses Mitglied einer selbstandigen Wirtschaftstatigkeit
nachgeht” (EuGH-Urteil Norddeutsche Gesellschaft fur Diakonie, EU:C:2022:943, Rz 78). Ist daher flr den konkreten
Streitfall zu bejahen, dass das Mitglied einer selbstandigen Wirtschaftstatigkeit nachgeht (EuGH-Urteil
Norddeutsche Gesellschaft fiir Diakonie, EU:C:2022:943, Rz 79), ergibt sich aus Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der
Richtlinie 77/388/EWG nicht, dass ein Mitglied, das nicht der Organtrager ist, aufgrund seiner blofsen Zugehorigkeit
zu der Gruppe keine selbstandigen wirtschaftlichen Tatigkeiten ausubt (EuGH-Urteil Norddeutsche Gesellschaft fur
Diakonie, EU:C:2022:943, Rz 80). Dem entspricht es, dass der EuGH fiir den Streitfall von einer gegen Entgelt
erbrachten Leistung der U-GmbH ausgegangen ist (EuGH-Urteil Finanzamt T, EU:C:2022:944, Rz 60 f.).

Die vorstehende Betrachtung spricht zwar fur die Steuerbarkeit der Leistungen, die ein Gruppenmitglied an ein
anderes Gruppenmitglied erbringt, beantwortet aber die erste Vorlagefrage gleichwohl nicht eindeutig, was eine
Entscheidung des EuGH hierzu erforderlich macht.

) Zur zweiten Vorlagefrage

Die Zweifel, ob entgeltliche Leistungen zwischen den nach Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG
verbundenen Personen jedenfalls dann dem Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer unterliegen, wenn der
Leistungsempfanger nicht (oder nur teilweise) zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, da ansonsten die Gefahr von
Steuerverlusten besteht, ergeben sich daraus, dass der EuGH fiir die Bestimmung des Organtrdgers zum einzigen
Steuerpflichtigen der in Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 dieser Richtlinie genannten Gruppe voraussetzt, dass diese
Bestimmung nicht zur Gefahr von Steuerverlusten fihrt (EuGH-Urteil Finanzamt T, EU:C:2022:944, erste Antwort).
Dabei weist der EuGH darauf hin, dass sich die Erklarungspflicht des Organtragers auf die Leistungen erstreckt, die
von allen Mitgliedern und an alle Mitglieder der Mehrwertsteuergruppe erbracht werden (EuGH-Urteil Finanzamt T,
EU:C:2022:944, Rz 51). Dies kann sich auch auf die Leistungen beziehen, die von einem Mitglied an ein anderes
Mitglied der Mehrwertsteuergruppe erbracht werden. Damit stellt sich die Frage, ob die bisher vom BFH
angenommene Nichtsteuerbarkeit derartiger Innenumsatze zu einer Gefahr von Steuerverlusten fuhrt, zu denen es
nach dem EuGH-Urteil Finanzamt T (EU:C:2022:944) nicht kommen darf.

Fir die Frage, ob eine Gefahr von Steuerverlusten gegeben ist, konnen zwei Steueranspriiche miteinander zu
vergleichen sein, die sich auf die Rechtslage ohne und mit Organschaft entsprechend Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der
Richtlinie 77/388/EWG beziehen. Dabei kann es zur Gefahr von Steuerverlusten fuhren, wenn das Gruppenmitglied,
das Empfanger des Innenumsatzes ist, nicht zum (vollen) Vorsteuerabzug berechtigt ist.

Denn in dem ersten Fall der Vergleichsbetrachtung (keine Organschaft/keine Nichtsteuerbarkeit von
Innenumsdtzen) entsteht ein Steueranspruch, der zu keinem Vorsteuerabzug flihrt. Demgegenuber unterbleibt im
zweiten Fall der Vergleichsbetrachtung (Organschaft mit Nichtsteuerbarkeit der Innenumsatze) von vornherein die
Entstehung eines Steueranspruchs.

Die Gefahr von Steuerverlusten wird auch nicht durch die Haftung der Organgesellschaft nach & 73 AO fir die
Steuern des Organtragers gebannt. Sind Innenumsatze nicht steuerbar, scheidet eine Haftung bereits mangels
Steuerentstehung aus.
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3. Keine Klarung durch die bisherige Rechtsprechung
Die Vorlagefragen sind nicht als geklart anzusehen.
a) Unterschiedliche Auffassungen der Generalanwalte

Mehrere Generalanwalte haben in ihren Schlussantragen unterschiedliche Auffassungen zu der Frage vertreten, ob
Innenumsdtze zwischen den Gruppenmitgliedern dem Anwendungsbereich der Steuer unterliegen und damit
steuerbar sind.

So sollen einerseits entgeltliche Umsatze, die zwischen den einzelnen Mitgliedern einer Mehrwertsteuergruppe
bewirkt werden, als Insichgeschafte der Gruppe gelten und demzufolge mehrwertsteuerrechtlich nicht existent sein
(Schlussantrage des Generalanwalts Jadskinen in den Rechtssachen Kommission/Irland vom 27.11.2012 - C-85/11,
EU:C:2012:753, Rz 42, und Kommission/Schweden vom 27.11.2012 - C-480/10, EU:C:2012:751, Rz 40;
Schlussantrage des Generalanwalts Mengozzi in den Rechtssachen Larentia + Minerva und Marenave Schiffahrt vom
26.03.2015 - C-108/14 und C-109/14, EU:C:2015:212, Rz 49). Sie boten keinen Anlass fur die Erhebung oder
Verrechnung von Mehrwertsteuer (Schlussantrage des Generalanwalts van Gerven in der Rechtssache Polysar
Investments Netherlands vom 24.04.1991 - C-60/90, EU:C:1991:171, Rz 9).

Andererseits sollen die Innenumsatze zwischen den Gruppenmitgliedern dem Anwendungsbereich der Steuer
unterliegen und damit steuerbar sein (Schlussantrage der Generalanwaltin Medina in der Rechtssache Finanzamt T
vom 27.01.2022 - C-269/20, EU:C:2022:60, Rz 36 f., und in der Rechtssache Norddeutsche Gesellschaft fir Diakonie
vom 13.01.2022 - C-141/20, EU:C:2022:11, Rz 64 und 73 mit Berechnungsbeispiel).

b) EuGH-Rechtsprechung

Aus der bisherigen Rechtsprechung des EuGH ergibt sich keine eindeutige Antwort zur Steuerbarkeit von
Innenumsatzen. Der EuGH hat zwar bisher unter Hinweis auf die Erwagungen der Kommission entschieden, dass der
Unionsgesetzgeber durch den Erlass von Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG den Mitgliedstaaten
ermoglichen wollte, aus Griinden der Verwaltungsvereinfachung oder zur Verhinderung bestimmter Missbrauche die
Eigenschaft des Steuerpflichtigen nicht systematisch an das Merkmal der rein rechtlichen Selbstandigkeit zu
knupfen (EuGH-Urteile Kommission/Schweden vom 25.04.2013 - C-480/10, EU:C:2013:263, Rz 37, und Larentia +
Minerva und Marenave Schiffahrt vom 16.07.2015 - C-108/14 und C-109/14, EU:C:2015:496, Rz 40). Allerdings war
er mit der Frage, ob Umsatze zwischen den Gruppenmitgliedern dem Anwendungsbereich der Steuer unterliegen,
noch nicht in entscheidungserheblicher Weise befasst (vgl. EuGH-Urteile Ampliscientifica und Amplifin vom
22.05.2008 - C-162/07, EU:C:2008:301; Kommission/Irland vom 09.04.2013 - C-85/11, EU:C:2013:217;
Kommission/Schweden, EU:C:2013:263; Skandia America (USA), filial Sverige, vom 17.09.2014 - C-7/13,
EU:C:2014:2225; Larentia + Minerva und Marenave Schiffahrt, EU:C:2015:496; Kaplan International Colleges UK vom
18.11.2020 - C-77/19, EU:C:2020:934; Danske Bank vom 11.03.2021 - C-812/19, EU:C:2021:196; Finanzamt fir
Korperschaften Berlin vom 15.04.2021 - C-868/19, EU:C:2021:285).

4. Beurteilung durch das vorlegende Gericht

Bei der Auslegung einer unionsrechtlichen Vorschrift sind nicht nur ihr Wortlaut, sondern auch ihr Kontext und die
Ziele zu berucksichtigen, die mit der Regelung, zu der sie gehort, verfolgt werden. Ferner folgt aus den
Anforderungen sowohl der einheitlichen Anwendung des Unionsrechts als auch des Gleichheitsgrundsatzes, dass
die Begriffe einer unionsrechtlichen Bestimmung, die fir die Ermittlung ihres Sinnes und ihrer Bedeutung nicht
ausdriicklich auf das Recht der Mitgliedstaaten verweisen, in der Regel in der gesamten Europaischen Union eine
autonome und einheitliche Auslegung erhalten mussen (EuGH-Urteil Finanzamt T, EU:C:2022:944, Rz 35 f.). Auf
dieser Grundlage spricht einiges dafiir, dass Innenumsatze BBanders als bisher vom BFH angenommenEi dem
Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer unterliegen und damit steuerbar sind.

a) Wortlaut

Nach dem Wortlaut von Art. 2 Nr. 1 der Richtlinie 77/388/EWG ist fur die Steuerbarkeit des Umsatzes nicht danach
zu unterscheiden, ob das Mitglied einer Gruppe i.S. von Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG eine
entgeltliche Leistung an einen Dritten, der nicht der Gruppe angehort (AuRenumsatze), oder an ein anderes
Gruppenmitglied (Innenumsatze) erbringt. Dies spricht fir eine Steuerbarkeit der Innenumsatze.

Die in Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG angeordnete Rechtsfolge der Zusammenfassung zu einem
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Steuerpflichtigen lasst demgegentiber gleichermaRen die Annahme einer Steuerbarkeit wie auch die einer
Nichtsteuerbarkeit zu.

b) Entstehungsgeschichte
aa) Frithere Regelungen des Unionsrechts

Der Wortlaut des Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG beruht auf Anhang A Nr. 2 zu Art. 4 der
Zweiten Richtlinie 67/228/EWG des Rates vom 11.04.1967 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten Uber die Umsatzsteuern - Struktur und Anwendungsmodalitaten des gemeinsamen
Mehrwertsteuersystems. Dieser gestattete es den Mitgliedstaaten, "Personen, die zwar rechtlich unabhangig, aber
durch finanzielle, wirtschaftliche und organisatorische Beziehungen untereinander verbunden sind, nicht getrennt
als mehrere Steuerpflichtige, sondern zusammen als einen Steuerpflichtigen zu behandeln”. Art. 4 Abs. 4
Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG fuhrte dies auf der Grundlage eines redaktionell geanderten Wortlauts fort
(EuGH-Urteil Kommission/Irland, EU:C:2013:217, Rz 39) und stellte es den Mitgliedstaaten frei, die durch die
vorstehenden Beziehungen verbundenen Personen "zusammen als einen Steuerpflichtigen zu behandeln”.

bb) Zweck der Ermachtigung

Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG ermdglichte damit den Mitgliedstaaten, Regelungen wie die des
§ 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG, der schon vor der Harmonisierung im nationalen Recht bestand, weiter beizubehalten. So ging
die nationale Rechtsprechung auf dieser Grundlage BEweiterhinBEd davon aus, dass Innenumsatze nicht steuerbar
waren (z.B. BFH-Urteile vom 18.12.1996 - XI R 25/94, BFHE 182, 392, BStBL Il 1997, 441, unter I1.1.; vom

03.04.2003 - VR 63/01, BFHE 202, 79, BStBL Il 2004, 434, unter I1.1.; in BFHE 256, 562, BStBL Il 2017, 600, Rz 17,
und vom 18.09.2019 - XI R 39/17, Sammlung amtlich nicht veroffentlichter Entscheidungen des Bundesfinanzhofs
BEBFH/NVEK 2020, 246, Rz 26).

cc) Entfallen des Sachgrundes fiir die Nichtsteuerbarkeit

Allerdings war der ursprungliche Zweck der nationalen Organschaftsregelung bereits durch die Einfihrung des
neuen Systems mit Vorsteuerabzug im nationalen Recht seit 1968 entfallen und kdnnte damit auch im Hinblick auf
den Wortlaut der Vorschrift die Nichtsteuerbarkeit der Innenumsatze nicht mehr rechtfertigen.

Die Annahme der Nichtsteuerbarkeit der Innenumsatze beruhte auf der Bedeutung, die der Organschaft nach & 2
Abs. 2 Nr. 2 UStG vor der Einflihrung des Vorsteuerabzugs durch die Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten Uber die Umsatzsteuern zukam. Damals war Kernstiick der im nationalen Recht geregelten
Organschaft die Nichtsteuerbarkeit der Innenumsatze zwischen dem Organtrager und den Organgesellschaften und
zwischen den Organgesellschaften, um eine Steuerkumulation zu vermeiden (vgl. BFH-Urteil in BFHE 56, 604, BStBL
I11 1952, 234). Ohne Organschaft fuhrte das bis 31.12.1967 geltende nationale Umsatzsteuergesetz zu einer solchen
Steuerkumulation, da grundsatzlich jeder Umsatz in jeder Wirtschaftsstufe von der Steuer erfasst wurde, ohne dass
ein Recht auf Vorsteuerabzug gegeben war (Allphasen-Bruttobesteuerung ohne Recht auf Vorsteuerabzug).

c) Kontext

Nach dem Kontext der Art. 2 Nr. 1 und Art. 4 Abs. 1 und Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG erbringen
Mitglieder ihre Innenumsatze im Rahmen einer selbstandigen wirtschaftlichen Tatigkeit (siehe E3E3s.B484 oben |1.2.b),
so dass die Steuerbarkeit zu bejahen ist. Zudem ist Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG in
Verbindung mit BEi.V.m.lK deren Art. 4 Abs. 1 Unterabs. 1 dahin auszulegen, dass er es einem Mitgliedstaat nicht
gestattet, Einheiten im Wege der Typisierung als nicht selbstandig anzusehen, wenn sie finanziell, wirtschaftlich
und organisatorisch in den Organtrager einer Mehrwertsteuergruppe eingegliedert sind (EuGH-Urteil Norddeutsche
Gesellschaft fur Diakonie, EU:C:2022:943, Rz 81).

d) Regelungsziele

Eine Nichtsteuerbarkeit der Innenumsatze durften die mit Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG
verfolgten Ziele nicht erfordern. Diese Ziele sieht der EuGH darin, "die Eigenschaft des Steuerpflichtigen nicht
systematisch an das Merkmal der 'rein rechtlichen Selbstandigkeit’ zu kntpfen, und zwar aus Grinden der
Verwaltungsvereinfachung oder zur Verhinderung bestimmter Missbrauche, wie z.B. der Aufspaltung eines
Unternehmens zwischen mehreren Steuerpflichtigen, um in den Genuss einer Sonderregelung zu gelangen” (EuGH-
Urteil Finanzamt T, EU:C:2022:944, Rz 43).
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aa) Verwaltungsvereinfachung
(1) Verfahrensrechtliche Vereinfachung

Bei der Verwaltung, die durch Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG vereinfacht werden soll, geht es
aus der Sicht des Senats um die Verwaltung des sich nach der Richtlinie ergebenden Steueranspruchs.
Verwaltungsvereinfachung zielt daher in erster Linie auf das Besteuerungsverfahren ab. Dieses vereinfacht sich
dadurch, dass aufgrund der Gruppenbildung nicht mehr mehrere Steuererklarungen abzugeben sind, da diese zu
einer Steuererklarung zusammengefasst werden. Eine in diesem Sinne verfahrensrechtliche
Verwaltungsvereinfachung hat keinen Einfluss auf den sich nach dem materiellen Recht ergebenden
Steueranspruch. Sie flihrt daher dazu, dass Innenumsatze zwischen den nach Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie
77/388/EWG miteinander verbundenen Personen weiterhin dem Anwendungsbereich der Steuer unterliegen. Sie
sind dann, wie die Generalanwaltin Medina in ihren Schlussantragen in den Rechtssachen Finanzamt T
(EU:C:2022:60) und Norddeutsche Gesellschaft fur Diakonie (EU:C:2022:11) ausfuhrlich dargelegt hat (s. oben 11.3.a),
erklarungspflichtig und flhren zu einer Steuerschuld, falls fur die Leistung keine Steuerbefreiung besteht.

(2) Materiell-rechtliche Vereinfachung?

Verwaltungsvereinfachung kann sich aber auch auf das materielle Recht beziehen, indem Innenumsatze zwischen
den Gruppenmitgliedern als nicht mehr dem Anwendungsbereich der Steuer unterliegend angesehen werden und
auf dieser Grundlage die Erklarungspflicht entfallt. Dies kann dann als nachvollziehbar erscheinen, wenn das den
Innenumsatz empfangende Gruppenmitglied zum Vorsteuerabzug berechtigt ist und sich Steuerschuld und
Vorsteuerabzugsrecht im Ergebnis saldieren.

Demgegeniiber fuhrt eine allgemeine Nichtsteuerbarkeit von Innenumsatzen, die auch dann eingreift, wenn das
den Innenumsatz empfangende Gruppenmitglied nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, zu den bereits
beschriebenen Steuerverlusten (s. oben I1.2.c) und im Ergebnis nicht zu einer Verwaltungsvereinfachung, sondern zu
einer Nichtbesteuerung.

Damit stellt sich die vom EuGH zu beantwortende Frage, ob eine Verwaltungsvereinfachung zu Steuerverlusten
fuhren darf. Derartigen Steuerverlusten kann durchaus erhebliches Gewicht zukommen, da die Organschaft im
Hinblick auf die Nichtsteuerbarkeit von Innenumsatzen gerade fiir Steuerpflichtige, denen aufgrund einer
Steuerfreiheit nach Art. 13 der Richtlinie 77/388/EWG kein Recht auf Vorsteuerabzug zusteht (Krankenhauser,
Pflegeeinrichtungen, Versicherungsgesellschaften oder Banken), als Gestaltungsmittel angesehen wird, um das
Entstehen einer nichtabziehbaren Vorsteuer zu vermeiden (Grune/Monckedieck, Umsatzsteuer-Rundschau 2012,
541; Heintzen, Deutsches Steuerrecht 1999, 1799).

Dabei ist auch fraglich, ob fir die Nichtsteuerbarkeit von Innenumsatzen danach zu unterscheiden ist, ob fir den
Empfanger des Innenumsatzes das Recht auf Vorsteuerabzug besteht. Eine derartige Differenzierung kénnte dem
Ziel der Verwaltungsvereinfachung widersprechen. Denn zur Verwaltungsvereinfachung musste dann gepruft
werden, ob aufgrund eines dem Empfanger zustehenden Rechts auf Vorsteuerabzug von einer Nichtsteuerbarkeit
des Innenumsatzes auszugehen ist. Es stellt sich jedenfalls aus der Sicht des Senats nicht als Vereinfachung dar, zur
Bestimmung der Nichtsteuerbarkeit eines Innenumsatzes Uber die vielfaltigen und haufig nur schwierig zu
beantwortenden Fragen zum Abzugsrecht nach Art. 17 der Richtlinie 77/388/EWG entscheiden zu missen. Der
Senat verweist hierzu, ohne einzelne Entscheidungen herauszugreifen, auf die umfangreiche Rechtsprechung des
EuGH zu dieser Bestimmung.

Schliefslich kann eine Nichtsteuerbarkeit von Innenumsatzen aufgrund der blof3en Ermdchtigung in Art. 4 Abs. 4
Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG zu einer unterschiedlichen Anwendung des Unionsrechts in den
Mitgliedstaaten flhren, da nur einzelne Mitgliedstaaten diese Ermachtigung ausgeubt haben. Dies kann in
einzelnen Branchen, wie z.B. dem Bank- oder Finanzbereich, zu steuerrechtlich verursachten
Wettbewerbsverzerrungen fihren.

bb) Verhinderung einer kiinstlichen Aufspaltung

Das Ziel der Verhinderung bestimmter Missbrauche, wie z.B. der Aufspaltung eines Unternehmens zwischen
mehreren Steuerpflichtigen, um in den Genuss einer Sonderregelung zu gelangen, rechtfertigt keine
Nichtsteuerbarkeit von Innenumsatzen. Sieht man in der Aufspaltung eines Unternehmens, um z.B. die
Sonderregelung fur Kleinunternehmen nach Art. 24 der Richtlinie 77/388/EWG mehrfach in Anspruch zu nehmen,
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einen Missbrauch, wird damit einer Nichtbesteuerung von Umsatzen entgegengewirkt. Damit kommt es gerade zu
einer Besteuerung von Umsétzen. Derartige Uberlegungen kénnen demgemaf eine Nichtbesteuerung von
Innenumsdtzen nicht begriinden.

Im Gegenteil konnte der allgemeine Missbrauchsbegriff (vgl. z.B. EuGH-Urteile Halifax und andere EdEu.a.l4E vom
21.02.2006 - C-255/02, EU:C:2006:121, Rz 74 ff.; Cussens u.a. vom 22.11.2017 - C-251/16, EU:C:2017:881, Rz 53 und
70; siehe auch EuGH-Urteil T Danmark und Y Denmark vom 26.02.2019 - C-116/16 und C-117/16, EU:C:2019:135,
Rz 97) sogar dafur angefihrt werden, dass eine Steuerbarkeit von Innenumsatzen jedenfalls dann vorliegt, wenn
entgeltliche Leistungen an nicht zum Vorsteuerabzug berechtigte Gruppenmitglieder ausgefiihrt werden sollen. Es
geht dann um die Erlangung eines "Steuervorteils” in dem Sinne, dass die Entstehung einer nicht zum
Vorsteuerabzug berechtigenden Steuer vermieden wird. Ein derartiger "Steuervorteil” lauft Art. 17 Abs. 2 der
Richtlinie 77/388/EWG zuwider, da diese Regelung den Vorsteuerabzug an besteuerte Ausgangsumsatze knupft,
woran es bei der Anwendung von Art. 13 der Richtlinie 77/388/EWG jedoch gerade fehlt.

5. Entscheidungserheblichkeit
a) Steuerbarkeit von Innenumsatzen
aa) Richtlinienkonforme Auslegung des nationalen Rechts

Sind Innenumsatze steuerbar, ist das nationale Recht entgegen der Auffassung der Kladgerin richtlinienkonform
auslegbar. Da die Nichtsteuerbarkeit der Innenumsatze nach nationalem Recht aus dem bisherigen Verstandnis des
Begriffs "nicht selbstandig” folgte, der fir beide Nummern des & 2 Abs. 2 UStG Ubereinstimmend ausgelegt wurde,
ware der Begriff in 8 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG normspezifisch und damit eigenstandig gegeniiber & 2 Abs. 2 Nr. 1 UStG im
Sinne des Unionsrechts auszulegen. Die Unselbstandigkeit i.S. von & 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG wiirde dann dazu fiihren,
dass der Organtrager alle Umsatze der Organgesellschaften zu erklaren und zu versteuern hat, wobei sich dies
entsprechend der Sichtweise der Generalanwaltin Medina in den Rechtssachen Finanzamt T (EU:C:2022:60, Rz 36 f.)
und Norddeutsche Gesellschaft fur Diakonie (EU:C:2022:11, Rz 64 und 73) auch auf die Innenumsatze erstrecken
wiurde.

Dem stehen & 2 Abs. 2 Nr. 2 Satze 2 und 3 UStG nicht entgegen. Zwar sind danach die Wirkungen der Organschaft
auf Innenleistungen zwischen den im Inland gelegenen Unternehmensteilen beschrankt und sind diese
Unternehmensteile als ein Unternehmen zu behandeln. Diese Regelungen dienen jedoch nur dazu, den
Anwendungsbereich der Organschaft auf das Inland zu beschranken (BTDrucks 10/4513, Seite 29). Sie fiihren nicht
dazu, die Nichtsteuerbarkeit von Innenumsatzen eigenstandig zu begrinden, was sich schon daraus ergibt, dass von
der Nichtsteuerbarkeit bereits vor der Schaffung dieser Regelungen ausgegangen wurde (s. oben 11.4.b).

bb) Folgen fiir die Entscheidung im Streitfall

Sind Innenumsatze steuerbar, hatte die Revision des FA Erfolg. Zwar hatte die Kldgerin aufgrund der durch das
EuGH-Urteil Finanzamt T (EU:C:2022:944) gewonnenen Erkenntnisse keine Entnahmebesteuerung vorzunehmen.

Der Senat ist aber nach dem Grundsatz der sogenannten Vollrevision (vgl. z.B. BFH-Urteil vom 12.05.2022 -

V R 19/20, zur amtlichen Veroffentlichung bestimmt, BFH/NV 2023, 101, Rz 11) nach nationalem Recht verpflichtet,
die Entscheidung der Vorinstanz materiell-rechtlich in vollem Umfang und damit ohne Einschrankung auf die von
den Beteiligten vorgebrachten Streitpunkte zu uberprifen. Daher ist aufgrund der nunmehr entstandenen Zweifel
auch zu prufen, ob Innenumsatze steuerbar oder nichtsteuerbar sind.

Die Frage ist im Streitfall entscheidungserheblich. Denn die U-GmbH ist im Streitfall einer selbstandigen
Wirtschaftstatigkeit nachgegangen (vgl. auch EuGH-Urteil Norddeutsche Gesellschaft fir Diakonie, EU:C:2022:943,
Rz 79), so dass die Voraussetzungen fur eine Steuerbarkeit vorliegen. Ist diese Steuerbarkeit auch unter
Berlcksichtigung von Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG zu bejahen, was durch die beiden
Vorlagefragen geklart werden soll, hatte die Klagerin, die von der U-GmbH an sie gegen Entgelt erbrachten
Leistungen als einzige Steuerpflichtige der Gruppe zu versteuern, ohne dass ihr ein Recht auf Vorsteuerabzug aus
diesem Leistungsbezug zusteht. Die Klage ware daher abzuweisen. Im Hinblick auf das sogenannte
Verbdserungsverbot hat sie dabei allerdings die Leistungen der U-GmbH nur im Umfang des streitigen
Steuerbetrags zu versteuern, wie er sich aus der vom FA urspriinglich angenommenen Entnahmebesteuerung ergibt.
Eine weitergehende Besteuerung zu Lasten der Klagerin kommt im gerichtlichen Verfahren danach nicht in
Betracht.
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80 b) Nichtsteuerbarkeit von Innenumsétzen

81 Sind Innenumsatze demgegeniiber entsprechend der bisherigen Beurteilung im nationalen Recht nicht steuerbar,
hatte das FG der Klage zu Recht stattgegeben. Die Revision des FA ware als unbegriindet zuriickzuweisen.

82 6. Zum Rechtsgrund der Vorlage
83 Die Vorlage beruht auf Art. 267 des Vertrages Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union.
84 7. Zur Verfahrensaussetzung

85 Die Aussetzung des Verfahrens beruht auf § 121 Satz 1 i.V.m. § 74 der Finanzgerichtsordnung.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 10 von 10



https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310068/



		EuGH-Vorlage vom 26. Januar 2023, V R 20/22 (V R 40/19)

		Leitsätze

		Tenor

		Tatbestand

		I.



		Entscheidungsgründe

		II.








BFH Bundesfinanzhof

Urteil vom 18. Januar 2023, XI R 29/22 (XI R 16/18)

Organschaft: Steuerschuldner und finanzielle Eingliederung
ECLI:DE:BFH:2023:U.180123.X1R29.22.0
BFH XI. Senat

UStG § 2 Abs 1, UStG & 2 Abs 2 Nr 2, EWGRL 388/77 Art 4 Abs 1, EWGRL 388/77 Art 4 Abs 4 UAbs 2, FGO & 11 Abs 2,
UStG § 1, UStG VZ 2005

vorgehend Schleswig-Holsteinisches Finanzgericht , 06. Februar 2018, Az: 4 K 35/17

Leitsatze

1. Die sich aus & 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG ergebende Steuerschuldnerschaft des Organtragers fiir die Umsatze der Organschaft
ist unionsrechtskonform (Anschluss an EuGH-Urteil Norddeutsche Gesellschaft fir Diakonie vom 01.12.2022 - C-141/20,
EU:C:2022:943).

2. Zwar erfordert die finanzielle Eingliederung i.S. des & 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG im Grundsatz, dass dem Organtrager die
Mehrheit der Stimmrechte an der Organgesellschaft zusteht. Eine finanzielle Eingliederung liegt aber auch dann vor,
wenn die erforderliche Willensdurchsetzung dadurch gesichert ist, dass der Gesellschafter zwar tuber nur 50 % der
Stimmrechte verfligt, er aber eine Mehrheitsbeteiligung am Kapital der Organgesellschaft halt und er den einzigen
Geschéftsfiihrer der Organgesellschaft stellt (Anderung der Rechtsprechung).

Tenor

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts vom 06.02.2018 - 4 K 35/17
wird als unbegruindet zuriickgewiesen.

Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Beklagte zu tragen.

Tatbestand

1  Streitig ist, ob im Jahr 2005 (Streitjahr) eine umsatzsteuerrechtliche Organschaft zwischen A, einer Korperschaft des
offentlichen Rechts, als Organtragerin und der Klagerin und Revisionsbeklagten (Klagerin) als Organgesellschaft
bestand.

2 Die Klagerin ist eine GmbH, die durch notarielle Urkunde vom 29.08.2005 errichtet wurde. Gesellschafter der
Klagerin waren A zu 51 % und C, ein eingetragener Verein, zu 49 %. Alleiniger Geschaftsfihrer der Klagerin war im
Streitjahr Herr E, der zugleich Alleingeschaftsflihrer der A und geschaftsfuhrender Vorstand des C war.

3 Vor der Griindung der Klagerin waren dem Beklagten und Revisionsklager (Finanzamt B4B4FABIK) zwei Entwdrfe des
Gesellschaftsvertrags zur Stellungnahme im Hinblick auf das Vorliegen einer umsatzsteuerrechtlichen Organschaft
vorgelegt worden. Hierbei handelte es sich um den Gesellschaftsvertrag "Stand ..." (Version 1) und den
Gesellschaftsvertrag "Stand ..." (Version 2). Mit Schreiben vom 29.12.2004 teilte das FA mit, dass nur die Version 2
die Anforderungen an die finanzielle Eingliederung erfiille.

4  Am 29.08.2005 notariell beurkundet wurde jedoch Version 1. § 7 Abs. 2 dieses Gesellschaftsvertrags enthielt zur
Gesellschafterversammlung folgende Regelung:

"Die Gesellschafterversammlung wird gebildet aus den Mitgliedern des Hilfswerksausschusses der [A]
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und des Hauptausschusses des [C]. Jeder Gesellschafter hat 7 Stimmen und entsendet in die
Gesellschafterversammlung bis zu 7 Vertreter/innen, die fur diese Gesellschaft ausschlieflich
ehrenamtlich tatig sind. Vorbehaltlich der nachfolgenden Regelungen hat jeder/e Vertreter/in eine
Stimme und entscheidet nach eigenem pflichtgemafien Ermessen und ist dabei nicht an Vorgaben des
ihn entsendenden Gesellschafters gebunden.

Eine Ausnahme gilt nur fur Entscheidungen, die unmittelbar das jeweils von einem Gesellschafter der
Gesellschaft zur Verfigung gestellte Anlagevermdgen betreffen; in diesem Fall konnen die Stimmen nur
pro Gesellschafter einheitlich abgegeben werden und die Vertreter/innen sind an die Anweisungen des
entsendenden Gesellschafters gebunden. Konnen sie sich untereinander nicht einigen, gelten alle

7 Stimmen des betroffenen Gesellschafters als in der Weise abgegeben, wie die Mehrheit der von ihm
entsandten Vertreter/innen abgestimmt hat."

Die Klagerin wurde am 17.10.2005 unter Verweis auf den am 29.08.2005 geschlossenen Gesellschaftsvertrag (in der
Version 1) in das Handelsregister eingetragen.

In der gemeinsamen Sitzung des Hilfswerksausschusses der A, des Hauptausschusses des C und der
Gesellschafterversammlung der Klagerin vom 01.12.2005 beschlossen der Hilfswerksausschuss und der
Hauptausschuss jeweils einstimmig, den Beschluss der Geschaftsfuhrung zu genehmigen und den
Gesellschaftsvertrag der Kldgerin "gemaf Version 2 abzudndern”. Zur Begriindung der Anderung enthielt die
Niederschrift die Angabe, dass aufgrund der sich abzeichnenden Probleme mit dem FA, die Organschaft der A nicht
zuerkennen zu wollen, der Gesellschaftsvertrag gemaf Version 2 abgeandert werden misse. Eine notarielle
Beurkundung und Eintragung in das Handelsregister unterblieben jedoch zunachst. Erst in der
Gesellschafterversammlung vom 09.12.2010 bestatigten die Erschienenen den Beschluss vom 01.12.2005. § 7

Abs. 2 Unterabs. 2 des Gesellschaftsvertrags wurde gemaf der Version 2 wie folgt abgeandert:

"Eine Ausnahme gilt nur fiir Entscheidungen, die unmittelbar das jeweils von einem Gesellschafter der
Gesellschaft zur Verfiigung gestellte Anlagevermogen betreffen oder fiir die ein Gesellschafter
einheitliche Stimmabgabe beantragt. In diesem Fall kdnnen die Stimmen nur pro Gesellschafter
einheitlich abgegeben werden und die Vertreter/innen sind an die Anweisungen des entsendenden
Gesellschafters gebunden. Kénnen sie sich untereinander nicht einigen, gelten alle 7 Stimmen des
betroffenen Gesellschafters als in der Weise abgegeben, wie die Mehrheit der von ihm entsandten
Vertreter/innen abgestimmt hat. Bei einheitlicher Stimmabgabe werden die Stimmen gemaf} dem
Gesellschaftsanteil gewertet."

Im Rahmen einer Aufienprifung bei der Klagerin nahm der Prifer an, dass es im Streitjahr an einer finanziellen
Eingliederung der Klagerin in das Unternehmen der A gefehlt habe. A sei zwar mit 51 % mehrheitlich am
Gesellschaftskapital der Kldgerin beteiligt gewesen, habe aber aufgrund der Regelungen in & 7 des
Gesellschaftsvertrags nicht Gber eine Stimmrechtsmehrheit verfligt und sei damit nicht in der Lage gewesen,
Beschlisse bei der Klagerin durchzusetzen. Die im Streitjahr von der Klagerin ausgefuhrten Umsatze zum
Regelsteuersatz gegenuber Dritten und ihre Leistungen gegeniber A seien damit bei der Klagerin als
Unternehmerin zu erfassen und ihr der Vorsteuerabzug zu gewahren.

Am 30.12.2013 reichte die Klagerin beim FA eine Umsatzsteuererklarung fur das Streitjahr ein, die einer
Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der Nachprifung gleichsteht (8 168 Satz 1 der Abgabenordnung E4B4AORE4M).
Das FA folgte der Auffassung des Priifers und hob mit Bescheid vom 30.05.2014 den Vorbehalt der Nachpriifung
auf.

Am 30.06.2014 legte die Klagerin Einspruch gegen den Bescheid ein. Im Laufe des Einspruchsverfahrens zog das FA
gemaf? § 174 Abs. 5 Satz 2 AO A zum Einspruchsverfahren hinzu.

Mit Einspruchsentscheidung vom 03.02.2017 wies das FA den Einspruch der Klagerin als unbegriindet zurtck.
Zwischen der Klagerin und A bestehe keine Organschaft, da die Voraussetzungen der finanziellen Eingliederung
nicht erfillt seien. Die Klagerin konne sich auch nicht mit Erfolg darauf berufen, dass der Gerichtshof der
Europdischen Union (EuGH) eine finanzielle Eingliederung in Form eines Uber- und Unterordnungsverhiltnisses fiir
die Anerkennung einer Organschaft nicht mehr voraussetze.

Seite 2 von 7





11

12

13

14

15

16

17

Das Finanzgericht (FG) gab der Klage mit seinem in Entscheidungen der Finanzgerichte 2018, 1138 verdffentlichten
Urteil statt. Das FA habe zu Unrecht das Vorliegen einer Organschaft zwischen der Klagerin als Organgesellschaft
und A als Organtragerin abgelehnt. Die finanzielle Eingliederung ergebe sich zwar (noch) nicht aus der B&im
Streitjahr noch nicht wirksamenB& Version 2 des § 7 Abs. 2 Unterabs. 2 des Gesellschaftsvertrags. Die Version 2 sei
gemaf § 54 Abs. 3 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haftung (GmbHG) erst mit der
Eintragung der Abanderung des Gesellschaftsvertrags in das Handelsregister rechtlich wirksam geworden und fur
die Beurteilung des fur die finanzielle Eingliederung maRgeblichen Stimmrechts komme es auf die im (Aufien-
)Verhaltnis gegenuber Dritten geltenden Regelungen des Gesellschaftsvertrags an. Die Klagerin sei jedoch auch auf
der Grundlage der Version 1 des & 7 Abs. 2 Unterabs. 2 des Gesellschaftsvertrags finanziell in das Unternehmen der
A eingegliedert gewesen. Der EuGH habe entschieden, dass ein Uber- und Unterordnungsverhiltnis zwischen dem
Organtrager und der Organgesellschaft keine notwendige Voraussetzung fir die Bildung einer
Mehrwertsteuergruppe sei. Die Mehrheitsbeteiligung der A an der Klagerin ermogliche die rechtssichere
Bestimmung der A als Organtragerin, da C als Minderheitsgesellschafter von der Stellung als Organtrager
ausgeschlossen sei. Das Uber die Mehrheitsbeteiligung hinausgehende Erfordernis einer Stimmrechtsmehrheit gehe
damit Uber das hinaus, was erforderlich sei.

Mit der Revision rugt das FA die Verletzung materiellen Rechts (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 1 des Umsatzsteuergesetzes
BIBIUStGEIR). Es macht geltend, die fur eine Organschaft erforderliche finanzielle Eingliederung liege nicht vor.

Das FA beantragt,
die Vorentscheidung aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die Klagerin beantragt,
die Revision als unbegrindet zuriickzuweisen.

Sie verteidigt die angefochtene Vorentscheidung. Hilfsweise tragt sie vor, die Unwirksamkeit des Beschlusses vom
01.12.2005 sei gemafs § 41 Abs. 1 Satz 1 AO unbeachtlich.

Der erkennende Senat hat dem EuGH mit Beschluss vom 11.12.2019 - XI R 16/18 (BFHE 268, 240) folgende
Rechtsfragen zur Auslegung der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17.05.1977 zur Harmonisierung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten uber die Umsatzsteuern (Richtlinie 77/388/EWG) zur Vorabentscheidung
vorgelegt:

"1. Sind Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 in Verbindung mit (i.V.m.) Art. 21 Abs. 1 Buchst. a und Abs. 3 der
Richtlinie 77/388/EWG dahingehend auszulegen, dass sie es einem Mitgliedstaat gestatten, anstelle der
Mehrwertsteuergruppe (des Organkreises) ein Mitglied der Mehrwertsteuergruppe (den Organtrager) zum
Steuerpflichtigen zu bestimmen?

2. Falls die Frage 1 verneint wird: Sind Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 i.V.m. Art. 21 Abs. 1 Buchst. a und Abs. 3
der Richtlinie 77/388/EWG insoweit berufbar?

3. Ist bei der nach Rz 46 des EuGH-Urteils Larentia + Minerva vom 16.07.2015 - C-108/14 und C-109/14
(EU:C:2015:496, Rz 44 f.) vorzunehmenden Priifung, ob das in & 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 1 des
Umsatzsteuergesetzes enthaltene Erfordernis der finanziellen Eingliederung eine zuldssige Mafinahme
darstellt, die fur die Erreichung der Ziele der Verhinderung missbrauchlicher Praktiken oder
Verhaltensweisen und der Vermeidung von Steuerhinterziehung oder -umgehung erforderlich und
geeignet ist, ein strenger oder ein grofRzugiger Mafdstab anzulegen?

4. Sind Art. 4 Abs. 1, Abs. 4 Unterabs. 1 der Richtlinie 77/388/EWG dahingehend auszulegen, dass sie es
einem Mitgliedstaat gestatten, im Wege der Typisierung eine Person als nicht selbstandig im Sinne des
Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 77/388/EWG anzusehen, wenn sie in der Weise finanziell, wirtschaftlich und
organisatorisch in das Unternehmen eines anderen Unternehmers (Organtragers) eingegliedert ist, dass
der Organtrager seinen Willen bei der Person durchsetzen und dadurch eine abweichende
Willensbildung bei der Person verhindern kann?”

Der EuGH hat darauf mit Urteil Norddeutsche Gesellschaft fiir Diakonie vom 01.12.2022 - C-141/20 (EU:C:2022:943)
Folgendes geantwortet:

"1. Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten Uber die Umsatzsteuern - Gemeinsames
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Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage in der durch die Richtlinie
2000/65/EG des Rates vom 17. Oktober 2000 geanderten Fassung ist dahin auszulegen, dass er es einem
Mitgliedstaat nicht verwehrt, zum einzigen Steuerpflichtigen einer Gruppe von Personen, die zwar
rechtlich unabhangig, aber durch gegenseitige finanzielle, wirtschaftliche und organisatorische
Beziehungen eng miteinander verbunden sind, den Organtrager dieser Gruppe zu bestimmen, wenn
dieser in der Lage ist, seinen Willen bei den anderen Mitgliedern dieser Gruppe durchzusetzen, und unter
der Voraussetzung, dass diese Bestimmung nicht zur Gefahr von Steuerverlusten fihrt.

2. Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Sechsten Richtlinie 77/388 in der durch die Richtlinie 2000/65
gednderten Fassung ist dahin auszulegen, dass er einer nationalen Regelung entgegensteht, die die
Maglichkeit einer Einheit, mit dem Unternehmen des Organtragers eine Gruppe von Personen, die zwar
rechtlich unabhangig, aber durch gegenseitige finanzielle, wirtschaftliche und organisatorische
Beziehungen eng miteinander verbunden sind, zu bilden, an die Bedingung knupft, dass der Organtrager
zusatzlich zu einer Mehrheitsbeteiligung an dieser Einheit Gber eine Stimmrechtsmehrheit bei ihr
verfligt.

3. Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Sechsten Richtlinie 77/388 in der durch die Richtlinie 2000/65
geanderten Fassung ist in Verbindung mit Art. 4 Abs. 1 Unterabs. 1 der Richtlinie 77/388 in gedanderter
Fassung dahin auszulegen, dass er es einem Mitgliedstaat nicht gestattet, Einheiten im Wege der
Typisierung als nicht selbstandig anzusehen, wenn sie finanziell, wirtschaftlich und organisatorisch in
den Organtrager einer Gruppe von Personen, die zwar rechtlich unabhangig, aber durch gegenseitige
finanzielle, wirtschaftliche und organisatorische Beziehungen eng miteinander verbunden sind,
eingegliedert sind.”

Die Klagerin sieht sich durch das EuGH-Urteil in ihrer Rechtsauffassung bestatigt. Das FA halt es fur angezeigt, die
nationale Rechtslage unionsrechtskonform auszulegen.

Entscheidungsgrunde
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Die Revision des FA ist unbegriindet und daher zuriickzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung
EINFGOMIM). Da es sich bei der Klagerin um eine Organgesellschaft gemaf § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG handelt, hat nicht
sie, sondern ihr Organtrdger die von ihr ausgefiihrten Umsatze zu versteuern, wie das FG zutreffend entschieden
hat.

1. Die sich aus § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG ergebende Steuerschuldnerschaft des Organtragers fur die Umsatze der
Organschaft ist unionsrechtskonform.

a) Nach & 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG wird die gewerbliche oder berufliche Tatigkeit nicht selbstandig ausgeibt, wenn eine
juristische Person nach dem Gesamtbild der tatsachlichen Verhaltnisse finanziell, wirtschaftlich und organisatorisch
in das Unternehmen des Organtragers eingegliedert ist (Organschaft). Die Wirkungen der Organschaft sind auf
Innenleistungen zwischen den im Inland gelegenen Unternehmensteilen beschrankt. Diese Unternehmensteile sind
als ein Unternehmen zu behandeln. Hat der Organtrager seine Geschaftsleitung im Ausland, gilt der wirtschaftlich
bedeutendste Unternehmensteil im Inland als der Unternehmer.

Dies beruhte im Streitjahr unionsrechtlich auf Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG. Danach steht es
vorbehaltlich der Konsultation nach Art. 29 der Richtlinie 77/388/EWG jedem Mitgliedstaat frei, im Inland ansdssige
Personen, die zwar rechtlich unabhangig, aber durch gegenseitige finanzielle, wirtschaftliche und organisatorische
Beziehungen eng miteinander verbunden sind, zusammen als einen Steuerpflichtigen zu behandeln.

b) & 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG bestimmt den Organtrager zum einzigen Steuerpflichtigen der Organschaft. Die
Organgesellschaft ist unselbstandiger Teil des Unternehmens des Organtragers, so dass beide als ein Unternehmen
zu behandeln sind (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 3 UStG). Grundsatzlich werden jegliche Umsatze der Organgesellschaften
dem Organtrager zugerechnet. Der Organtrager ist Schuldner der auf diese Umsatze entfallenden Umsatzsteuer. Er
hat alle Pflichten zu erfullen, die sich aus § 18 UStG fur das gesamte Unternehmen unter Einschluss der
Organgesellschaft ergeben (vgl. z.B. Urteil des Bundesfinanzhofs EEBFHEIE vom 22.02.2017 - XI R 13/15, BFHE
257, 160, BStBL 11 2021, 782, Rz 45).
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¢) Dies ist unionsrechtskonform.

aa) Unionsrechtlich kann der nationale Gesetzgeber den Organtrager zum einzigen Steuerpflichtigen einer Gruppe
von Personen, die zwar rechtlich unabhangig, aber durch gegenseitige finanzielle, wirtschaftliche und
organisatorische Beziehungen eng miteinander verbunden sind, bestimmen, wenn der Organtrager in der Lage ist,
seinen Willen bei den anderen Mitgliedern dieser Gruppe durchzusetzen, und wenn diese Bestimmung nicht zur
Gefahr von Steuerverlusten fuhrt (EuGH-Urteil Norddeutsche Gesellschaft fur Diakonie, EU:C:2022:943, Tenor 1 und
Rz 60).

bb) Diese beiden Voraussetzungen erfiillt das nationale Recht.

Zum einen setzt § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG nach der Rechtsprechung des BFH voraus, dass der Organtrdger bei der
Organgesellschaft seinen Willen durchsetzen kann (vgl. z.B. BFH-Urteile vom 07.07.2011 - V R 53/10, BFHE 234,
548, BStBL 11 2013, 218, Rz 24; vom 08.08.2013 - V R 18/13, BFHE 242, 433, BStBL 1l 2017, 543, Rz 30, und vom
27.11.2019 - XI R 35/17, BFHE 267, 542, BStBL 11 2021, 252, Rz 38).

Zum anderen kommt es durch die Bestimmung des Organtragers zum einzigen Steuerpflichtigen nicht zur Gefahr
von Steuerverlusten, da alle Organgesellschaften nach & 73 AO fir solche Steuern des Organtragers haften, fur
welche die Organschaft zwischen der jeweiligen Organgesellschaft und dem Organtrager steuerlich von Bedeutung
ist. Dies bezieht sich insbesondere auf die Umsatzsteuer (vgl. z.B. BFH-Urteil vom 05.04.2022 - VII R 18/21, BFHE
276, 328, BStBL |1 2023, 3). Tatsachliche Steuerausfalle z.B. als Folge einer Insolvenz beim Organtrager als
Steuerschuldner oder zusatzlich bei der Organgesellschaft als Haftungsschuldner stehen dem nicht entgegen, da
sich insoweit lediglich das allgemeine Glaubigerrisiko verwirklicht, das den Steuerglaubiger wie jeden anderen
Glaubiger auch treffen kann.

2. Im Streitfall hat die Klagerin zwar dem Grunde nach eine selbstandige Tatigkeit i.S. des & 2 Abs. 1 UStG ausgeubt.
Es liegen aber die Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG vor, so dass die Klagerin die von ihr ausgefiihrten
Umsatze nicht zu versteuern hat.

a) Der EuGH geht davon aus, dass Organgesellschaften die mit ihrer jeweiligen wirtschaftlichen Tatigkeit
einhergehenden wirtschaftlichen Risiken selbst tragen, sie daher selbstandigen wirtschaftlichen Tatigkeiten
nachgehen und sie nicht im Wege der Typisierung aufgrund ihrer bloRen Zugehdrigkeit zu einer
Mehrwertsteuergruppe als "nicht selbstandig” i.S. von Art. 4 Abs. 1 und Abs. 4 Unterabs. 1 der Richtlinie 77/388/EWG
eingestuft werden kdnnen (EuGH-Urteil Norddeutsche Gesellschaft fiir Diakonie, EU:C:2022:943, Rz 79). Auch Art. 4
Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG sehe nicht vor, dass ein Mitglied der Mehrwertsteuergruppe, das nicht
der Organtrager ist, eine nicht selbstandige wirtschaftliche Tatigkeit ausiibe. Somit ergebe sich aus dieser Regelung
nicht, dass dieses Mitglied aufgrund seiner blofRen Zugehorigkeit zur Mehrwertsteuergruppe keine selbstandigen
wirtschaftlichen Tatigkeiten i.S. von Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 1 dieser Richtlinie mehr ausiibe (EuGH-Urteil
Norddeutsche Gesellschaft fur Diakonie, EU:C:2022:943, Rz 80). Dem folgt der erkennende Senat. Danach ist die
Klagerin im Streitfall dem Grunde nach selbstandig i.S. des § 2 Abs. 1 UStG.

b) Das FG hat neben der unstreitig erfullten organisatorischen und wirtschaftlichen Eingliederung in das
Unternehmen der A auch die finanzielle Eingliederung im Ergebnis zutreffend bejaht, so dass die Klagerin nach § 2
Abs. 2 Nr. 2 UStG unselbstandig tatig war.

aa) Zwar erfordert die finanzielle Eingliederung i.S. des & 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG im Grundsatz, dass dem Organtrager
die Mehrheit der Stimmrechte an der Organgesellschaft zusteht. Eine finanzielle Eingliederung liegt aber auch dann
vor, wenn die erforderliche Willensdurchsetzung dadurch gesichert ist, dass der Gesellschafter zwar Uber nur 50 %
der Stimmrechte verfligt, er aber eine Mehrheitsbeteiligung am Kapital der Organgesellschaft halt und er den
einzigen Geschaftsfihrer der Organgesellschaft stellt, so dass die schwacher ausgepragte finanzielle Eingliederung
in dieser Weise durch eine besonders stark ausgepragte organisatorische Eingliederung ausgeglichen wird
(Anderung der Rechtsprechung).

(1) Nach der bisherigen Rechtsprechung des BFH muss der Organtrager fir eine finanzielle Eingliederung i.S. von
§ 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG uber die Mehrheit der Stimmrechte verfligen, sofern keine hohere qualifizierte Mehrheit fir
Beschlusse in der Organgesellschaft erforderlich ist (vgl. insbesondere BFH-Urteile vom 22.11.2001 - V R 50/00,
BFHE 197, 319, BStBL 11 2002, 167, unter 11.1.a; vom 19.05.2005 - V R 31/03, BFHE 210, 167, BStBL Il 2005, 671,
unter 11.2.a dd; vom 14.02.2008 - VR 12, 13/06, BFH/NV 2008, 1365, unter Il.2.e; vom 29.10.2008 - XI R 74/07,
BFHE 223, 498, BStBL 11 2009, 256, unter 11.1.b; vom 22.04.2010 - V R 9/09, BFHE 229, 433, BStBL Il 2011, 597,

Seite 5 von 7





34

35

36

37

38

39

40

41

Rz 12 f.; vom 01.12.2010 - XI R 43/08, BFHE 232, 550, BStBL Il 2011, 600, Rz 28 ff.; vom 02.12.2015 - VR 25/13,
BFHE 251, 534, BStBL 1 2017, 547, Rz 29; vom 02.12.2015 - VR 15/14, BFHE 252, 158, BStBL Il 2017, 553, Rz 20;
vom 12.10.2016 - XI R 30/14, BFHE 255, 467, BStBL 1 2017, 597, Rz 21, und vom 15.12.2016 - V R 14/16, BFHE 256,
562, BStBL Il 2017, 600, Rz 29). Eine Sperrminoritat (von z.B. 50 % der Stimmrechte) reicht danach nicht aus (vgl.
BFH-Urteil in BFHE 242, 433, BStBL Il 2017, 543, Rz 29).

Weicht die kapitalmafiige Beteiligung von den Stimmrechten ab (z.B. aufgrund "stimmrechtsloser Geschaftsanteile”
bei einer GmbH oder aufgrund von "Vorzugsaktien" ohne Stimmrecht bei einer AG), ist auf das Verhaltnis der
gesellschaftsrechtlichen Stimmrechte abzustellen (BFH-Urteil in BFHE 251, 534, BStBL 1l 2017, 547, Rz 29). Die
Annahme des EuGH in seinem Urteil Norddeutsche Gesellschaft fur Diakonie (EU:C:2022:943, Rz 54), dass der
Organtrager nach nationalem Recht zusatzlich zu einer Stimmrechtsmehrheit tber eine Mehrheitsbeteiligung
verfligen misse, erweist sich danach als unzutreffend. Erforderlich ist nach der BFH-Rechtsprechung lediglich eine
Stimmrechtsmehrheit, die auch ohne Mehrheitsbeteiligung bestehen kann, aber im Regelfall nur bei einer
Anteilsmehrheit bestehen wird (zum Fall der GmbH s. § 47 Abs. 1 und 2 GmbHG).

(2) Zu beachten ist aber auch, dass nach Auffassung des EuGH weder das "Erfordernis der Stimmenmehrheit" noch
das der "Mehrheitsbeteiligung” als unbedingt erforderlich anzusehen ist, solange der Organtrager in der Lage ist,
seinen Willen bei den anderen Mitgliedern der Mehrwertsteuergruppe durchzusetzen (vgl. EuGH-Urteil
Norddeutsche Gesellschaft fur Diakonie, EU:C:2022:943, Rz 69 f.).

Im Zusammenhang mit der vom EuGH fiir moéglich gehaltenen Willensdurchsetzung ohne Stimmrechtsmehrheit ist
zu berlcksichtigen, dass die finanzielle, wirtschaftliche und organisatorische Eingliederung nicht gleichermafien
stark ausgepragt sein muss. Tritt auf einem der drei Gebiete die Eingliederung weniger stark in Erscheinung, hindert
dies daher nicht, trotzdem eine Organschaft anzunehmen, wenn sich die Eingliederung deutlich auf den beiden
anderen Gebieten zeigt (vgl. BFH-Urteile vom 01.04.2004 - V R 24/03, BFHE 204, 520, BStBL I 2004, 905, unter I1.2.;
in BFHE 223, 498, BStBL Il 2009, 256, unter 11.1.b, und vom 29.01.2009 - V R 67/07, BFHE 225, 172, BStBL 11 2009,
1029, unter 11.3.c aa).

Bezogen auf die mit der finanziellen Eingliederung verbundene Willensdurchsetzung folgt daraus, dass zwar im
Hinblick auf das Weisungsrecht, das der Gesellschafterversammlung gegeniiber der Geschaftsflihrung zusteht (§ 37
Abs. 1 GmbHG) und das nach Stimmrechten auszutben ist (§ 47 Abs. 1 GmbHG), im Grundsatz an der bisherigen
BFH-Rechtsprechung (s. oben unter I1.2.b aa (1)) festzuhalten ist. Gleichwohl erscheint es gerechtfertigt, eine
Mehrheitsbeteiligung trotz Stimmrechten von nur 50 % als lediglich schwacher ausgepragte finanzielle
Eingliederung anzusehen, wenn sie BdBwie im StreitfallB4& durch eine Personenidentitat in den
Geschaftsflihrungsorganen von Mehrheitsgesellschafter und GmbH und damit durch eine besonders stark
ausgeprdgte organisatorische Eingliederung (BFH-Urteile in BFHE 234, 548, BStBL Il 2013, 218, Rz 24, und in BFHE
242,433, BStBL 11 2017, 543, Rz 26) ausgeglichen wird. Dann kann der Organtrager seinen Willen bei der laufenden
Geschaftsfihrung durchsetzen und mit Hilfe seiner Stimmrechte in Hohe von 50 % eine abweichende Weisung
durch die Gesellschafterversammlung verhindern, so dass es ihm auch moglich ist, die Umsatze der
Organgesellschaft ordnungsgemaf zu versteuern und den sich aus der wirtschaftlichen Tatigkeit der
Organgesellschaft ergebenden sonstigen umsatzsteuerrechtlichen Verpflichtungen nachzukommen (vgl. BFH-
Beschluss in BFHE 268, 240, Rz 47).

In diesem Zusammenhang weist der erkennende Senat klarstellend darauf hin, dass sich dadurch nichts am
Erfordernis der "eigenen Mehrheitsbeteiligung” dndert, so dass eine Organschaft zwischen Schwestergesellschaften
(ohne Einbeziehung des gemeinsamen Gesellschafters) auch weiterhin nicht in Betracht kommt (vgl. z.B. zuletzt
BFH-Urteil vom 01.02.2022 - V R 23/21, BFHE 276, 362, Leitsatz 2 und Rz 29 ff., m.w.N. zur BFH-Rechtsprechung).
Insoweit halt er an der unter 11.2.b aa (1) genannten Rechtsprechung unverandert fest.

(3) Der V. Senat des BFH hat auf Anfrage durch Beschluss vom 12.01.2023 - V ER-S 1/23 (nicht veroffentlicht)
mitgeteilt, dass er der vorstehend umschriebenen Abweichung von der unter I1.2.b aa (1) aufgefiihrten
Rechtsprechung zustimmt.

bb) Danach hat das FG zu Recht die finanzielle Eingliederung bejaht.

Im Streitfall hat das FG festgestellt, dass die Mehrheitsbeteiligung der A an der Klagerin die rechtssichere
Bestimmung der A als Organtragerin ermoglicht, da C als Minderheitsgesellschafter von der Stellung als
Organtrager ausgeschlossen ist. Die fir das Vorliegen einer Organschaft erforderliche Moglichkeit der A, bei der
Klagerin ihren Willen durchzusetzen, ergibt sich nach den tatsachlichen Feststellungen des FG aus der Identitat des
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Alleingeschaftsfiihrers der A und der Klagerin, die zu einer stark ausgepragten organisatorischen Eingliederung der
Klagerin fihrt.

42 Dass E neben seiner Stellung als Alleingeschaftsfihrer bei A und bei der Klagerin zudem auch geschaftsflihrender
Vorstand des C war, steht der Willensdurchsetzung durch A bei der Klagerin nicht entgegen. Es ist in keiner Weise
ersichtlich, dass diese Stellung des E bei einer dritten Kdrperschaft fir die Willensdurchsetzung der A Uber E bei der
Klagerin von Bedeutung war.

43 3. Uber die Frage, ob die von der Kldgerin an A gegen Entgelt erbrachten Leistungen steuerbar oder nichtsteuerbar
sein konnten, ist im Besteuerungsverfahren des Organtragers als einzigem Steuerschuldner fir die Organschaft (s.
oben unter I1.1.b) zu entscheiden.

44 4. Die Kostenentscheidung folgt aus & 135 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de
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